
 
 

Aus der RECHTSPRECHUNG 
 

Wir weisen darauf hin, dass die Entscheidungskommentierungen (nicht die besprochenen Gerichtsentscheidungen selbst) 
geistiges Eigentum der jeweiligen Verfasser und damit urheberrechtlich geschützt sind. Eine Verwendung der 

Kommentierungen hat daher unter Verwendung ordnungsgemäßer Kennzeichnung als Zitat zu erfolgen und den jeweiligen 
Verfasser der Kommentierung zu benennen. 
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Vorauszahlungsabreden beim Grundstückskaufvertrag 
 

- Eine Entscheidungskommentierung von Dr. Dietmar Onusseit – 
BGH, Urteil vom 14.06.2024 – V ZR 8/23 

 
Ein Vertrag, durch den sich der eine Teil verpflichtet, das Eigentum an einem Grundstück zu übertragen 
oder zu erwerben, zum Beispiel ein Grundstückskaufvertrag, bedarf nach § 311b des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs (BGB) der notariellen Beurkundung. Ein ohne die Beachtung dieser Form geschlossener 
Grundstückskaufvertrag ist gemäß § 125 BGB nichtig, er kann nicht Grundlage der Auflassung und der 
Eintragung des Käufers als Eigentümer im Grundbuch sein. 
 
Auch eine Falschbeurkundung, die die Parteien des Kaufvertrags durch Schwarzgeldabreden zum 
Zweck der Steuerhinterziehung und einer Notargebührenreduzierung bewirken, kann im Einzelfall zur 
Nichtigkeit des Gesamtkaufvertrags führen. Einen solchen Fall hatte der Bundesgerichtshof (BGH) bei 
seinem Urteil vom 15.03.2024 – V ZR 115/22 zu entscheiden. Eine Besprechung dieses Urteils finden 
Sie auch auf unserer Website. Nicht immer ist Hintergrund einer unzureichenden Beurkundung jedoch 
kriminelle Absicht. 
 
Auch eine nicht beurkundete Vorauszahlungsabrede, die vielerlei Gründe haben kann, kann zur 
Formunwirksamkeit des Kaufvertrags führen. Zu einem solchen Fall erging das vorliegende Urteil. 
 
Der zu entscheidende Sachverhalt 
 
Der verstorbene Vater der Beklagten (im Folgenden: Erblasser) verkaufte mit notariellem Vertrag (UR-
Nr. des Notars 975) vom 23.03.2017 einen hälftigen Miteigentumsanteil an seinem Grundstück an eine 
GmbH, deren Geschäftsführer der Kläger war, zu einem Kaufpreis von 40.000 €.  
 
Der Kläger persönlich, nicht die GmbH, zahlte am 06.04.2017 an den Erblasser 70.000 € per 
Überweisung unter Angabe des Verwendungszwecks „975/23.3.2017“ sowie am 15.05.2017 weitere 
10.000 € mit dem Verwendungszweck „RESTZAHLUNG 975/23.3.2017“, insgesamt mithin 80.000 €. Der 
Kaufvertrag wurde vollzogen.  
 
Am 08.11.2018 schlossen der Erblasser und der Kläger – nicht die GmbH – einen notariellen 
Kaufvertrag über die zweite Miteigentumshälfte des Erblassers an dem Grundstück zu einem Kaufpreis 
von ebenfalls 40.000 €. Die Übereignung (Auflassung) der zweiten Miteigentumshälfte ist nicht erfolgt. 
 
Mit seiner Klage begehrt der Kläger von der Beklagten als Erbin des Erblassers die Übereignung des 
zweiten Miteigentumsanteils an sich. Das Landgericht Bielefeld hat der Klage stattgegeben, das 
Oberlandesgericht (OLG) Hamm hat sie auf die Berufung der Klägerin abgewiesen. Vor der mündlichen 
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Verhandlung hatte es in der hierzu ergangenen Ladungsverfügung den Kläger darauf hingewiesen, dass 
es von der landgerichtlichen Entscheidung abzuweichen gedenke. Der Kläger hatte daraufhin mit 
entsprechendem Vortrag ein „Immobilien-Übergabeprotokoll“ vom 15.05.2017 eingereicht, aus dem 
sich nach seiner Ansicht die Vorauszahlung auf die noch nicht bestehende zweite Kaufpreisschuld 
ergeben sollte. Diesen Vortrag wies das OLG als verspätet zurück, legte ihn also seiner Entscheidung 
nicht zugrunde. 
 
Der BGH hat nunmehr das Berufungsurteil aufgehoben und die Sache zu erneuter Verhandlung und 
Entscheidung an das OLG Hamm zurückverwiesen. 
 
Die Begründung des BGH 
 
Die Zurückverweisung wurde notwendig, weil das OLG Hamm keine ausreichenden Feststellungen 
getroffen habe. Der BGH folgt dem OLG Hamm darin, dass die von dem Kläger behauptete 
Vereinbarung über die Vorauszahlung des Kaufpreises für den zweiten Miteigentumsanteil gemäß § 
311b Abs. 1 Satz 1 BGB in Verbindung mit § 125 Satz 1 BGB nichtig sein könnte, weil sie nicht notariell 
beurkundet wurde. Eine solche Vereinbarung sei beurkundungsbedürftig, weil sie konstitutive 
rechtliche Bedeutung habe. Im Zeitpunkt der Vorauszahlung bestehe die Kaufpreisforderung gerade 
noch nicht, sodass die Zahlung nicht schon von Rechts wegen zu einer Teilerfüllung der 
Kaufpreisschuld führen könnte. Sie wäre daher im Ausgangspunkt beurkundungspflichtig. 
 
Damit stehe aber nicht fest, dass der notarielle Kaufvertrag vom 08.11.2018, aus dem sich der 
Übereignungsanspruch ergibt, gemäß § 139 BGB insgesamt nichtig sei. Diese Vorschrift enthält eine 
Auslegungsregel, wonach ein nichtiger Teil eines Rechtsgeschäfts zur Nichtigkeit des ganzen 
Rechtsgeschäfts führt, wenn nicht anzunehmen ist, dass es auch ohne den nichtigen Teil 
vorgenommen sein würde. Es handelt sich um eine widerlegliche gesetzliche Vermutung. Diese 
Vermutung könne gerade im Falle einer Kaufpreisvorauszahlung bei Vorliegen besonderer Umstände 
widerlegt sein.  
 
Nach der ständigen Rechtsprechung sei die wegen des Formmangels einer Vorauszahlungsabrede zur 
Gesamtnichtigkeit des Kaufvertrages führende Vermutung des § 139 BGB dann widerlegt, wenn der 
Käufer die im Voraus geleistete Zahlung auf den Kaufpreis beweisen könne, mithin die Zahlung auf die 
erst späterhin begründete Kaufpreisforderung. Nicht erforderlich sei dagegen, dass die Parteien eine 
ausdrückliche Vorauszahlungsabrede getroffen hätten. 
 
Weise nämlich der Käufer seine Zahlung auf die zukünftige Kaufpreisforderung nach, sei die 
Schlussfolgerung gerechtfertigt, dass sich die Parteien auch ohne die Anrechnungsabrede auf den 
beurkundeten Teil des Rechtsgeschäfts eingelassen hätten. Das könne insbesondere dann der Fall sein, 
wenn der Verkäufer eine Quittung über die Zahlung erteilt habe. Ansonsten sei entscheidend, dass der 
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Käufer aus seiner Sicht zweifelsfrei nachweisen könne, vor Vertragsschluss auf die noch nicht 
bestehende Kaufpreisschuld gezahlt zu haben. Eines Hinweises im beurkundeten Kaufvertrag bedürfe 
es dafür nicht. 
 
Vorliegend ergebe sich ein Beleg der Kaufpreiszahlung nicht aus den von dem Kläger vorgelegten 
Überweisungen. Zwar könnten Überweisungsträger grundsätzlich ausreichen. Hier fehle es aber an 
einer entsprechenden Tilgungsbestimmung. Die Überweisungsnachweise vom 06.04.2017 mit dem 
Verwendungszweck „…975/23.03.2017“ und vom 15.05.2017 mit dem Verwendungszweck 
„RESTZAHLUNG 975/23.03.2017“ bezögen sich ausdrücklich auf den ersten Kaufvertrag vom 
23.03.2017, nicht auf den Erwerb des zweiten Miteigentumsanteils. 
 
Wie erwähnt, hatte das OLG das vom Kläger nach dem Hinweis in der Berufungsinstanz eingereichte 
„Immobilien-Übergabeprotokoll“ nicht gewürdigt, weil es dies als verspätet zurückgewiesen hatte. 
Hierin liege, so der BGH, ein Verfahrensfehler. Eine in erster Instanz siegreiche Partei dürfe darauf 
vertrauen, von dem Berufungsgericht rechtzeitig einen Hinweis gemäß § 139 Abs. 2 Satz 1 der 
Zivilproessordnung (ZPO) zu erhalten, wenn dieses – wie hier – in einem entscheidungserheblichen 
Punkt der Beurteilung der Vorinstanz nicht folgen wolle und auf Grund seiner abweichenden Ansicht 
eine Ergänzung des Vorbringens oder einen Beweisantritt für erforderlich halte. Der auf einen solchen 
Hinweis gehaltene Vortrag sei dann gemäß § 531 Abs. 2 Nr. 1 ZPO auch zu berücksichtigen. 
Anderenfalls liefe die Hinweispflicht des Berufungsgerichts leer.  
 
Das „Immobilien-Übergabeprotokoll“ könne aus Sicht des Klägers den erforderlichen Nachweis über 
die Zahlung auf die zu diesem Zeitpunkt noch nicht bestehende Kaufpreisforderung aus dem 
Kaufvertrag vom 08.11.2018 darstellen. Darin hatten die Parteien gemeinsam erklärt, der Kläger habe 
80.000 € des Kaufpreises für die Immobilie gezahlt, wobei 40.000 € einen „Vorschuss für den Rest des 
Gebäudes“ darstellten, und die Parteien anerkennen, „dass sie keine weiteren Ansprüche haben“. Die 
Echtheit der Urkunde sei mangels gegenteiliger Feststellungen im Revisionsverfahren zugunsten des 
Klägers zu unterstellen. 
 
Darüber hinaus sei die Vorauszahlungsabrede mangels Beurkundung ohnehin unwirksam. 
Infolgedessen könne der Kläger die geleistete Vorauszahlung mangels Rechtsgrundes wegen 
ungerechtfertigter Bereicherung nach § 812 BGB von dem Verkäufer zurückfordern und mit dem 
Bereicherungsanspruch gegenüber der offenen Kaufpreisforderung die Aufrechnung erklären. Dies 
habe der Kläger nach den Ausführungen der Revision in der Berufungsinstanz hilfsweise getan. 
 
Im zweiten Rechtszug wird das OLG Hamm diese Aspekte zu berücksichtigen haben. 
 


